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gesellschaftlichen Mitteln befriedigt werden. So werden 
z. B. Kinder in einem Lehrverhältnis vollständig oder teil­
weise im Internat versorgt und beziehen auch Taschengeld, 
so daß die Eltern in einem solchen Fall nur verpflichtet 
sind, die übrigen Bedürfnisse zu befriedigen. Studierenden 
Kindern gewährt der Staat Stipendien, die unterschied­
lichen Charakter haben können. Das aus sozialen Gründen 
gewährte Stipendium ist bei der Festlegung der Höhe des 
Unterhaltsbeitrags der Eltern zu berücksichtigen. Das För­
derungsstipendium jedoch, das ein Student in Anerken­
nung seiner guten Studienergebnisse erhält und dazu dient, 
seine materielle Lage zu verbessern, wird nur dann bei 
der Unterhaltsbemessung berücksichtigt, wenn die Eltern 
im Hinblick auf ihre Fähigkeiten und Möglichkeiten die 
Unterhaltsbedürfnisse des Kindes nicht voll befriedigen 
können.

Unterhaltsleistungen sind zum Verbrauch bestimmt. Sie 
sollen der Befriedigung aller begründeten Bedürfnisse des 
Kindes dienen und nicht zum Ansammeln größerer Erspar­
nisse führen. Aus ihnen sollen auch nicht — auch nicht zeit­
weilig — die Bedürfnisse anderer Personen befriedigt wer­
den (z. B. die Bedürfnisse eines ebenfalls studierenden Ehe­
gatten aus dem Unterhalt, den der andere von seinen 
Eltern bezieht).

In der gerichtlichen Praxis gibt es Probleme im Zusam­
menhang mit der Vergütung der Arbeit einer Person, die 
das Kind während der Arbeitszeit desjenigen El tern teils 
betreut, dem die Erziehung übertragen wurde. Die Gerichte 
gehen von dem Grundsatz aus, daß diese Vergütung bei der 
Festsetzung der Höhe des Unterhalts berücksichtigt werden 
muß — natürlich im angemessenen Maße, entsprechend den 
Fähigkeiten und Möglichkeiten des unterhaltsverpflich­
teten Elternteils und unter Beachtung dessen, daß sich das 
Ausmaß des Beitrags, den der Elternteil, der persönlich für 
das Kind sorgt, verringert. Das Maß der persönlichen Für­
sorge für das Kind ist gemäß § 85 Abs. 3 des Familienge­
setzbuchs bei der Bestimmung des Umfangs der Unterhalts­
pflicht der Eltern zu berücksichtigen.

Bei der Beurteilung des Umfangs der begründeten Be­
dürfnisse des Kindes wird neben seinen eigenen Einkom­
mensmöglichkeiten auch in Betracht gezogen, ob es eigenes 
Vermögen besitzt und daraus Erträge (Zinsen) bezieht. 
Solche Erträge sind bei der Unterhaltsbemessung immer zu 
berücksichtigen; das Vermögen dagegen nur dann, wenn 
das von seiner Bedeutung (evtl, auch seinem Umfang) sowie 
von den Fähigkeiten und Möglichkeiten der Eltern zur Un­
terhaltsleistung her erforderlich ist. Nicht berücksichtigt 
werden z. B. Mittel, die das Kind aus Schadenersatzan­
sprüchen (soweit es nicht um den Ersatz von Einkommens­
verlusten geht), aus einem Versicherungsvertrag u. ä. er­
halten hat.

Feststellung der Fähigkeiten und Möglichkeiten 
der Eltern zur Unterhaltsleistung

Ein weiteres bedeutendes Kriterium für die Festsetzung 
des Unterhalts sind die Fähigkeiten und Möglichkeiten der 
Eltern. Sie werden vor allem durch ihre Verdienstmöglich­
keiten bestimmt, nur selten werden sie auch vom Vermö­
gen der Eltern beeinflußt.

Der Umfang der Unterhaltspflicht der Eltern wird nicht 
durch ihre tatsächlichen Einkommensverhältnisse, sondern 
durch ihre potentiellen realen Verdienstmöglichkeiten be­
stimmt. Dabei werden nicht nur die subjektiven Eigen­
schaften der Eltern (körperlicher Zustand, Geschicklichkeit, 
erworbene Kenntnisse und Erfahrungen), sondern auch 
objektive Umstände berücksichtigt (Auswahl der Arbeits­
möglichkeiten an einem bestimmten Ort, Verteilung der 
Arbeitskräfte u. ä.). Folglich muß auch in Betracht gezogen 
werden, wenn ein Elternteil ohne Grund eine weniger 
qualifizierte Arbeit ausübt oder sich seiner angemessenen 
Beschäftigung nicht in einem solchen Maße widmet, das 
ihn in die Lage versetzt, Einkünfte zu erzielen, die seinen 
Möglichkeiten entsprechen.

Kenntnisse über die tatsächlichen Einnahmen der Eltern 
erlangen die Gerichte aus Mitteilungen der Betriebe über 
die Einkünfte für einen längeren Zeitraum (6 bis 12 Mo­
nate), wobei bei stark schwankenden Einkünften (z. B. 
Lohn für Saisonarbeiten, Jahresendvergütungen) die Höhe 
des Verdienstes für das gesamte Jahr festzustellen ist. Die 
Gerichte informieren sich über alle Bestandteile der Ent­
lohnung (Geld, Naturalien u. a.). Zum Lohn gehören der 
Grundlohn, Prämien, Zuschläge und andere Vergütungen,

die für die Erfüllung von Arbeitsaufgaben gewährt wer­
den. Es gehören außerdem die Beträge dazu, die den Werk­
tätigen in Form von Anteilen an den wirtschaftlichen 
Ergebnissen von Betrieben gezahlt werden. Die Gerichte 
verlangen auch Angaben über die Anzahl der versäumten 
Stunden oder Tage, an denen der Unterhaltsverpflichtete 
nicht gearbeitet hat, weil dies für die Beurteilung der 
realen Verdienstmöglichkeiten der Eltern bedeutsam ist.

Die Angaben über die Einnahmen von Eltern, die eine 
schöpferische literarische oder künstlerische Tätigkeit aus­
üben, erhalten die Gerichte von den Einrichtungen, die die 
Honorare oder Teilhonorare für künstlerische Werke und 
künstlerische Leistungen überweisen. Dabei ist der Auf­
wand des Unterhaltsverpflichteten zu berücksichtigen, der 
mit der Ausübung dieser Arbeit in Verbindung steht.

Gehen Eltern einer Beschäftigung nach, in der sie neben 
der Entlohnung auch Trinkgelder erhalten (z. B. Friseure, 
Kellner usw.), wird auch das bei der Festsetzung des 
Unterhalts berücksichtigt. —

•Bei der Festsetzung des Unterhalts ist auch zu beach­
ten, in welchem Umfang die Bedürfnisse des Kindes durch 
Zuschläge befriedigt werden, die für materiell nicht sicher­
gestellte Kinder oder als Erziehungsbeihilfen zu Renten 
gemäß den Vorschriften der Sozialversicherung gewährt 
werden.

Bei der Feststellung der Fähigkeiten und Möglichkeiten 
der Eltern ist auch zu beachten, ob sie weiteren Personen 
unterhaltsverpflichtet sind, unabhängig davon, ob eine 
derartige Verpflichtung vom Gericht festgestellt worden 
ist oder nicht. Heiratet der unterhaltsverpflichtete Vater 
eine Frau, die nicht berufstätig ist, obgleich einer Arbeits­
aufnahme nichts entgegensteht, hat der Unterhaltsanspruch 
seiner Ehefrau keinen Einfluß auf die Unterhaltsfest­
setzung.

Die Fähigkeiten und Möglichkeiten der Eltern werden 
oft auch von ihren anderweitigen Verpflichtungen beein­
flußt. Hier ist nach der Bedeutung der Verpflichtung zu 
unterscheiden, insbesondere, ob sie Vorteile bringen oder 
nicht. So können z. B. die Zinszahlungen für Darlehen von 
Kreditinstituten in der Regel nicht zur Verringerung des 
Umfangs der elterlichen Unterhaltspflicht führen, dagegen 
sind Verpflichtungen zum Ersatz von Schäden zu berück­
sichtigen.

Eine bedeutsame Veränderung der Fähigkeiten und 
Möglichkeiten der Eltern kann der Vollzug einer Strafe 
insbesondere dann sein, wenn mit ihr die Einkommensver­
hältnisse spürbar beeinträchtigt werden. Die Strafe der 
Besserungsmaßnahme (Abzüge vom Verdienst des Verur­
teilten in Höhe von 10 bis 25 Prozent für eine Zeit von 
zwei Monaten bis zu einem Jahr) ist allerdings kein Grund 
für eine Herabsetzung der Unterhaltsbeiträge, die der Ver­
urteilte seinen Kindern zu gewähren hat. Ein Freiheits­
entzug erfordert keine Neuregelung des Umfangs der 
Unterhaltspflichten gegenüber den Kindern, wenn er nur 
einen kurzen Zeitraum umfaßt. Bei einer längeren Frei­
heitsstrafe ist dagegen von dem Verdienst des Verurteil­
ten auszugehen, den er während des Strafvollzugs erhält. 
Eine Ausnahme bildet der Fall, in dem der unterhaltsver­
pflichtete Elternteil wegen Vernachlässigung der Unter­
haltspflicht zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurde. Hier 
ist der Unterhalt in der bisherigen Höhe weiterzuzahlen, 
wenn nicht andere begründete Umstände eine Abänderung 
rechtfertigen.

Hat ein unterhaltsverpflichteter Elternteil Vermögen, 
wird es bei der Festsetzung der Unterhaltshöhe nur inso­
weit berücksichtigt, als er durch die Vermögenswerte Aus­
gaben einspart oder ein bestimmter Nutzen mit dem Besitz 
des Vermögens verbunden ist (z. B. aus einem Obst- oder 
Gemüsegarten). Nur wenn andere Einkommensquellen 
nicht ausreichen, kann ausnahmsweise von einem Eltern­
teil verlangt werden, daß er aus seinem Vermögen die 
erforderlichen Mittel für die Erfüllung der Unterhalts­
pflichten gegenüber seinen Kindern zur Verfügung stellt.

Bei der Festsetzung des Umfangs der Unterhaltspflicht 
der Eltern gegenüber Kindern wird gemäß § 85 Abs. 3 des 
Familiengesetzbuchs auch berücksichtigt, welcher Eltern­
teil in welchem Umfang die Kinder persönlich betreut. 
Leben die Eltern zusammen, dann ist zu beachten, wer von 
ihnen den gemeinsamen Haushalt besorgt. Da die Sorge um 
Kinder und Haushalt viel Arbeit erfordert und hohe 
Ansprüche stellt, wird in vielen Fällen mit ihr der Unter­
haltsbeitrag für das Kind ausgeglichen, den der andere 
Elternteil, der das Kind nicht persönlich betreut, in Geld


